
Wem gehört die 
Stadt?
01. Juli 2026
Cube ist pleite und die Stadt plant die Aufwertung des Grundstücks. 
Wer profitiert davon?

Nur kurze Zeit nach Bekanntwerden der Cube-Insolvenz liegt die erste Antwort der Stadt-
verwaltung in Form eines Aufstellungsbeschlusses auf dem Tisch. Der Bebauungsplan soll 
geändert werden, konkret: Mehr Baumasse, höhere Gebäude, 22% mehr bebaubare Fläche 
auf demselben Grundstück, das gerade einer insolventen Gesellschaft  gehört.  Die Stadt 
handelt, aber zu welchen Bedingungen sie verhandeln und die Bebauungsplanänderung ge-
stalten will, lässt die Vorlage offen.

Der Aufstellungsbeschluss ist keine harmlose Vorstufe

„Aufstellungsbeschluss“ klingt nach „alles noch offen“,  nach Vorstufe,  doch das täuscht. 
Denn genau jetzt wird festgelegt, was später in städtebaulichen Verträgen steht, welche 
sozialen Bedingungen die Stadt stellen will und was sie in die Verhandlungen mit Cube ein-
bringt. Wenn dem Rat der eigentliche B-Plan vorgelegt wird, ist es dafür zu spät.

Dass die Verwaltung genau an diesem weichen-stellenden Punkt kein Wort darüber verliert, 
soziale Bedingungen einbringen zu wollen, ist auffällig: keine Verhandlungen über eine So-
zialwohnungsquote,  keine Mietpreisbindung,  kein Wort  darüber,  für  wen die mindestens 
250 geplanten Wohnungen gebaut werden sollen und wer sich die Mieten im neuen Bahn-
hofsquatier in Opladen schlussendlich leisten soll und kann. Die Vorlage gibt darauf keine 
Antwort.

Planungsleistung ohne Gegenleistung

Nach derzeitigem Stand betreibt die Stadt unseres Erachtens nach mit  öffentlichen Pla-
nungsressourcen Insolvenzmassepflege für Cube, ohne dafür irgendetwas zurückzuverlan-
gen. Ein Bebauungsplan, der mehr Baumasse erlaubt, steigert in erster Linie den Wert des 
Grundstücks und obwohl die Stadt die Planungsleistung erbringt, fließt der Wertzuwachs 
vor allem in die Insolvenzmasse von Cube oder zum nächsten Käufer. Davon profitiert nicht 
Opladen und die Menschen, die hier eine bezahlbare Wohnung suchen.

Denn: Ein höherer Grundstückswert bedeutet in erster Linie höheren Refinanzierungsdruck 
für jeden zukünftigen Investor. Der wird die gestiegenen Kosten wieder reinholen und zwar 
über die Mieten. Sollte die Stadt in den anstehenden Verhandlungen nicht über soziale Vor-
gaben gegensteuern, erzeugt sie durch ihre eigene Planungsleistung einen Aufwärtsdruck 
auf die Mietpreise im künftigen Quartier. 

Diese höheren Mieten fließen in den Mietspiegel für ganz Leverkusen ein, der Mietspiegel  
steigt, andere Vermieter ziehen nach. Das verschärft das Mietenproblem in ganz Leverku-
sen weiter.
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Planungsarbeit, kaum Steuereinnahmen

Gewerbesteuer fällt auf Gewinne an, ein insolventes Unternehmen macht keine, auch eine 
Grundstückswertsteigerung  durch  Bebauungsplanänderung  ist  nicht  unmittelbar  steuer-
pflichtig. Und beim späteren Verkauf gibt es legale Wege, die Steuerlast weiter zu minimie-
ren, etwa durch Share Deals, bei denen nicht das Grundstück, sondern die Gesellschaft 
verkauft wird. Leverkusen hat ohnehin einen der niedrigsten Gewerbesteuersätze Deutsch-
lands. Die Stadt soll also die Planungsarbeit machen, steigert den Wert einer Insolvenzmas-
se, nimmt aber dabei kaum etwas ein.

In Düsseldorf steht ein Cube-Rohbau mit 177 Wohnungen still, in Bonn ist ein weiteres Pro-
jekt ins Stocken geraten. Die Vorlage setzt voraus, dass irgendjemand das Projekt über-
nimmt und fertigstellt ohne transparent zu sagen wer, wann und unter welchen Bedingun-
gen. Warum sollte Opladen die Ausnahme sein?

Der Bauturbo als erster Anwendungsfall

Das Verfahren soll im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB durchgeführt werden 
ohne Umweltprüfung, mit verkürzter Öffentlichkeitsbeteiligung. In derselben Ratssitzung, in 
der auch über den Aufstellungsbeschluss entschieden werden soll, steht auch der soge-
nannte „Bauturbo“ auf der Tagesordnung. Die Cube-Vorlage wäre sein erster Anwendungs-
fall.

Die Vorlage begründet die Dringlichkeit  damit, dass die weiteren Arbeitsschritte „zeitnah 
und ohne Verzögerung“ eingeleitet werden sollen. Das Grundstück liegt seit Jahren brach, 
die Eigentumsverhältnisse sind ungeklärt. Eine Dringlichkeit  für die Menschen in Opladen 
lässt sich unserem Verständnis nach daraus nicht ableiten, solange das Versprechen von 
Wohnraum nicht erklärt, für wen und zu welchem Preis. Wohnraum und bezahlbarer Wohn-
raum sind nicht dasselbe. Dass das Wort „bezahlbar“ in der Vorlage nirgendwo auftaucht, 
gibt zumindest zu denken.

Wir haben als Fraktion eine formelle Anfrage an die Verwaltung gestellt. Die Insolvenz von 
Cube war die Gelegenheit, die Stadtentwicklungspolitik der letzten Jahre zu hinterfragen 
und in Opladen andere Maßstäbe an eine Standentwicklung im Sinne der Leverkusener:in-
nen zu stellen. Was jetzt auf dem Tisch liegt, hat noch sehr viel Luft nach oben. 
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